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Gemeinsame Stellungnahme des Arbeitgeberverbandes Pflege e.V. und der 
Bundesarbeitsgemeinschaft Ausländische Pflegekräfte zu den Eckpunkten zum Aufbau 
einer Work-and-Stay-Agentur für Fachkräfteeinwanderung und den 
Optionsvorschlägen zur Ausgestaltung 

 
Vorbemerkung 

Der Arbeitgeberverband Pflege e.V. (AGVP) und die Bundesarbeitsgemeinschaft 
Ausländische Pflegekräfte (BAGAP) begrüßen ausdrücklich die Errichtung einer Work-and-
Stay-Agentur, um alle relevanten Prozesse zur Einwanderung und Beschäftigung 
ausländischer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu zentralisieren und damit effizienter zu 
machen. 
 
Seit sieben Jahren werben der AGVP und die BAGAP für eine Zentralisierung der für die 
Einwanderung notwendigen behördlichen Genehmigungen, um die Zuwanderung aus dem 
Blickwinkel der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu gestalten, Effizienzen in den 
Verwaltungsprozessen zu heben und die beteiligten Behörden miteinander zu vernetzen. 
Umso erfreulicher sind die nun vorgelegten Eckpunkte zum Aufbau einer Work-and-Stay-
Agentur (WSA) für die Fachkräfteeinwanderung und die Einbindung als Vertreter der 
Arbeitgeber aus der Pflege in die Bewertung der vorgeschlagenen Optionen zur Ausgestaltung 
in der WSA. 
 
Der AGVP war 2012 der erste Verband in Deutschland, der Pflegepersonal aus einem 
Drittstaat (China) für Pflegeunternehmen rekrutiert hat. Möglich wurde dies über eine 
gemeinsam initiierte Vermittlungsabsprache mit dem zuständigen Ministerium in China und 
der Zentralen Auslandsvermittlung der Bundesagentur für Arbeit (ZAV). Seitdem engagiert 
sich der AGVP in der Zuwanderung und Beschäftigung ausländischen Pflegepersonals und 
hatte dafür im Jahr 2018 die Bundesarbeitsgemeinschaft ausländische Pflegekräfte (BAGAP) 
initiiert und mitgegründet. Die BAGAP ist ein deutschlandweit einmaliges Netzwerk von 
Pflegeunternehmen, Vermittlungsagenturen, Weiterbildungsinstitutionen, Schulen, 
Krankenhäusern und Verbänden. Auf unseren Vorschlag in der Konzertierten Aktion Pflege 
wurde das Gütesiegel Faire Anwerbung in der Pflege Deutschland entwickelt und etabliert. In 
den Entwicklungs- und Zertifizierungsprozess waren wir eng eingebunden.  
 
Der AGVP und die BAGAP weisen darauf hin, dass es bisher einige bußgeldbewährte Fälle 
für Unternehmen gibt, bspw. wenn Meldepflichten verletzt werden. Bisher gibt es jedoch keine 
Unterstützung für Antragsteller, wenn die gesetzlich festgelegten 
Antragsbearbeitungszeiträume von den Behörden nicht eingehalten werden. Bis auf eine 
Untätigkeitsbeschwerde erfahren die Antragsteller bisher keine Unterstützung in der 
Wahrnehmung ihrer Ansprüche. Allerdings gibt es bisher nur Einzelfälle, in denen eine solche 
Beschwerde eingereicht wurde. Umso wichtiger sind verlässliche Prozesse, die transparent 
und nachvollziehbar gestaltet werden und nicht das Gefühl vermitteln, dass die Entscheidung 
eines Antrags an der persönlichen Einstellung der zu bearbeitenden Person abhängt.  
 
Was die Arbeitgeber in der Pflege und vor allem die zuwanderungswilligen Personen aus dem 
Ausland benötigen, sind: 
 

✓ Unbürokratische Prozesse und schnelle Entscheidungen der Behörden. Mittlerweile 
können aufgrund von Personalmangel in den Behörden die gestellten Anträge sehr 
häufig nicht mehr zeitnah und schon gar nicht in der vorgesehenen gesetzlichen Frist 
von vier Monaten bearbeitet werden. Deshalb ist die bundesweit einheitliche 
Standardisierung der Anträge und einzureichenden Unterlagen zwingend notwendig, 
um Zeit und Ressourcen zu sparen.  
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✓ Eine elektronische Akte für alle Behörden mit allen notwendigen Unterlagen. Es reicht 
nicht, nur die Antragstellung zu digitalisieren. Eine elektronische Akte, auf die alle 
Behörden zeitgleich auf die benötigten Unterlagen zugreifen, um die notwendigen 
Bescheide ausstellen zu können, spart Zeit und ermöglicht den Antragstellern den 
aktuellen Stand der Bearbeitung unkompliziert abzurufen, ohne permanent bei den 
Behörden nachfragen zu müssen.  
 

✓ Mehr Flexibilität und Entscheidungskompetenz des Arbeitgebers.   
 

✓ Planbarkeit und Gewissheit, wann die Einreise endlich erfolgen und die antragstellende 
Person als Fachperson tätig sein kann. Momentan verlieren wir vor allem viele 
Pflegekräfte, die in ihrer Heimat teilweise bis zu 1,5 Jahre warten, um endlich nach 
Deutschland einreisen zu können. Viele andere Länder werben mittlerweile ganz 
gezielt im Ausland Gesundheitspersonal an, haben sogar die Zuwanderungshürden 
soweit gesenkt, dass ab dem Zeitpunkt der Anwerbung bis zur Einreise maximal drei 
Monate vergehen. Deutschland verspielt seine Chancen mit starren Bürokratiehürden 
und Einzelfallprüfungen. It's time for a change. 

 
Wir danken den beteiligten Ministerien, an der so bedeutenden und wichtigen Entwicklung 
einer WSA teilhaben und unsere Expertise einbringen zu können. Der AGVP und die BAGAP 
werden den Aufbau der WSA daher konstruktiv begleiten.  
Gern stehen wir für Gespräche zur Verfügung.    
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Zu obigem Entwurf nehmen der Arbeitgeberverband Pflege e.V. (AGVP) und die 
Bundesarbeitsgemeinschaft Ausländische Pflegekräfte (BAGAP) gemeinsam Stellung:  
 
Einschätzung des Aufbaus einer WSA  

 
Seit der Einführung des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes ist bereits einiges bei den 
langwierigen Prozessschritten passiert. Insbesondere das beschleunigte Verfahren hat in 
einigen Bundesländer bewirkt, dass der Gesamtprozess der Einwanderung und Anerkennung 
ausländischer Abschlüsse planbarer wurde. Allerdings bremsen noch immer die 
Länderzuständigkeiten die Anerkennung ausländischer Qualifikationen für die 
Berufsausübungsurkunde in der Pflege aus. Es gibt keine bundeseinheitlichen Vorgaben, 
welche Unterlagen einzureichen sind. Behörden sind oftmals nicht erreichbar, wenn es 
Nachfragen zu gestellten Anträgen und dem Bearbeitungsstand gibt oder auch die 
Kommunikation unter den Behörden funktioniert oftmals gar nicht.    
 
Die Wartezeiten in den einzelnen Behörden auf Bescheide hat insbesondere in 2022 weiter 
zugenommen, teilweise wegen langer Fehlzeiten der zuständigen Mitarbeitenden in den 
Behörden und teilweise wegen offener Stellen, die nicht zeitnah besetzt werden können. Es 
gibt mittlerweile Anerkennungsbehörden, die darum bitten, keine Anträge zum beschleunigten 
Fachkräfteverfahren zu stellen, da diese aufgrund mangelnden Personals nicht bearbeitet 
werden können. Es hilft nicht, wenn Prozesse auf dem Papier existieren, aber in der Praxis 
nicht umgesetzt werden können. Deshalb sind dringend pragmatische und praxisnahe 
Lösungen gefragt, die standardisierte Verfahren, Planbarkeit und echte Beschleunigung 
ermöglichen.  
 
Das Land Bayern hat es verstanden, weshalb eine zentrale Einwanderungsbehörde absolut 
sinnvoll ist, um die Prozesse rund um die Anerkennung und Zuwanderung effizient zu 
koordinieren und dadurch deutlich Zeit einzusparen und die benötigte Fachexpertise ins Land 
zu holen. War die Anerkennung vorher in den Regierungsbezirken organisiert und dauerte 
oftmals mehr als sechs Monate, so konnte das Verfahren mit der zentralisierten Bearbeitung 
auf nunmehr vier bis sechs Wochen reduziert werden. Ein Meilenstein für alle Beteiligten. Das 
gelingt, weil der komplette Prozess – von der Antragsstellung bis zur Bezahlung der Gebühren 
– digitalisiert wurde. Zudem arbeiten die Behörden – das Landesamt für Pflege, die 
Koordinierungs- und Beratungsstelle Berufsanerkennung und die Zentrale Stelle für 
Einwanderung von Fachkräften – Hand in Hand. Und das spricht sich rum. Ausländisches 
Pflegepersonal will deshalb gezielt zu Arbeitgebern in Bayern und fragt diese an. 
 
Das Bundesland Bayern zeigt, was die Zentralisierung, Digitalisierung und eine damit 
vereinfachte Bedienung für die antragstellenden Personen bewirken können. Umso 
wichtiger wird es, diesen Ansatz endlich auf Bundesebene auszurollen und Deutschland als 
modernes Einwanderungsland aufzustellen, das zuwandernden Personen den 
Einwanderungsprozess so leicht wie möglich gestaltet. Denn wir stehen im täglichen 
Wettbewerb mit vielen anderen Ländern der Welt, die teilweise sogar Einreiseprämien zahlen, 
um insbesondere Fachpersonal für die Pflege- und Gesundheitsberufe zu gewinnen. Mit Blick 
auf die demografischen Herausforderungen einer immer weiter alternden Gesellschaft und 
einer sinkenden Anzahl erwerbstätiger Menschen – insbesondere auch in der Pflege – sind 
wir auf die Zuwanderung angewiesen. Von den aktuell knapp 1,2 Millionen Beschäftigten in 
der Altenpflege werden bis 2035 eine halbe Million Menschen in Rente gehen. Deshalb ist die 
Zuwanderung ein wichtiger Weg, um die Personalverfügbarkeit in der Pflege zu stabilisieren. 
Seit 2022 findet der reale Personalaufwuchs in der Pflege nur aufgrund der Beschäftigung 
ausländischer Pflegearbeitnehmerinnen und -arbeitnehmer statt, und dass auch dank des 
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unermüdlichen Engagements der Pflegeunternehmen und Krankenhäuser. Alle Beteiligten 
stehen jedoch permanent vor Herausforderungen.  
 
Uns erreichen täglich Anfragen zur Unterstützung bei Problemen im Zuwanderungsprozess, 
sei es bei der Vergabe von Visa oder auch der teilweise sehr schleppenden und 
undurchsichtigen Anerkennung beruflicher Qualifikationen, um in der Pflege beschäftigt 
werden zu können. In unseren Stellungnahmen zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz und der 
Weiterentwicklung in 2023 haben wir ausführlich dargestellt, welche Schwierigkeiten es gibt. 
Aufgrund unserer Erfahrungen fordern wir seit nunmehr sieben Jahren eine echte 
Zentralisierung und damit auch eine effiziente und effektive Gestaltung der einzelnen Prozesse 
der Zuwanderung und Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.  
 
Der AGVP und die BAGAP warnen davor, die WSA nur für qualifizierte Beschäftigte zugänglich 
zu machen. Mit der Weiterentwicklung des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes ist es seit 2023 
auch möglich, Pflegeassistenz- und Pflegehilfspersonen aus Drittstaaten zu beschäftigen. 
Diese gelten jedoch formalrechtlich nicht als qualifizierte Fachkräfte und können auch nicht 
das beschleunigte Verfahren wählen. Aus unserer Sicht ist das eine unzumutbare 
Schlechterstellung von einwanderungswilligen Personen, die aber als Menschen zweiter 
Klasse behandelt werden. Zumindest in der Pflege können wir uns eine solche Zweiteilung 
nicht mehr leisten, denn es wird jede helfende Hand gebraucht. Daher muss die WSA auch 
für diese zuwandernden Personen zugänglich sein, die per Gesetz zur Tätigkeit nach 
Deutschland kommen können.  
 
Unverständlich ist, weshalb die Anerkennungsverfahren nicht in die Prozesse der WSA 
mit einbezogen werden sollen, denn das sind die größten Knackpunkte für die 
reglementierten Pflegeberufe.  
Die Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse ist eines der schwierigsten Nadelöhre in 
der Rekrutierung und Beschäftigung ausländischer Pflegekräfte. Die 16 bundesland-
individuellen, teils sehr unterschiedlichen Regelungen zur Zuwanderung und zur Anerkennung 
ausländischer Abschlüsse und die noch immer sehr unterschiedliche Entscheidungspraxis der 
Anerkennungsstellen erschweren weiterhin insbesondere in den Pflegeberufen die 
Einwanderung qualifizierter Arbeitnehmenden. Das lässt alle Beteiligten verzweifeln, führt zu 
langwierigen Antragsverfahren und undurchsichtigen Entscheidungsprozessen. Umso 
wichtiger wäre es, transparente und vor allem für alle Beteiligten praktikable gesetzliche 
Rahmenbedingungen zu schaffen.   
 
Der Arbeitsmarktzugang für reglementierte Berufe ist bereits sehr stark eingeschränkt und mit 
vielen Prüfungen verbunden. Die Attraktivität, in einem Pflegeberuf zu arbeiten, wird nicht 
dadurch erhöht, dass zusätzlich zu den Prüfungen eine weiterhin kürzere Aufenthaltszeit 
ermöglicht wird. Deutschland steht insbesondere für die Pflegekräfte im starken Wettbewerb 
mit anderen Ländern weltweit. Andere Länder senken die Zuwanderungshürden, um freie 
Stellen im Krankenhaus und in der Pflege besetzen zu können. Wenn Deutschland in dem 
Wettbewerb um dringend benötigte Pflegekräfte nicht abgehängt werden will, muss endlich 
etwas passieren.   
 
Die Abbildung 1 zeigt sehr eindrücklich, dass wir in Deutschland einen Anteil von knapp neun 
Prozent ausländischer Pflegekräfte haben. Die Zuwanderungshürden sind trotz des 
Fachkräfteeinwanderungsgesetzes weiter hoch und die Behörden arbeiten noch immer nicht 
Hand in Hand, um den Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt zu erleichtern. 
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Abbildung 1: Überblick der Gesundheits- und Pflegekräfte weltweit, Quelle: Bloomberg nach Zahlen der OECD; 
https://www.bloomberg.com/news/articles/2022-10-04/nursing-shortage-sparks-bidding-war-as-countries-vie-for-talent,  

Aufgrund der föderalen Strukturen fehlen in Deutschland einheitliche Vorgaben bezüglich der 
einzufordernden Unterlagen und transparente Entscheidungsprozesse bezüglich der 
Anerkennung für Pflegeberufe. Die Zentralisierungsbestrebungen der Bundesregierung mit 
dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz wurden noch nicht in allen Bundesländern umgesetzt. 
Selbst in den Bundesländern, in denen zentrale Anerkennungsstellen geschaffen wurden, 
verzögert sich die Antragsbearbeitung aufgrund des Personalmangels in den Behörden 
enorm. Deshalb ist es so wichtig, dass die Verfahren effizienter gestaltet und deutlich 
verschlankt werden. Der AGVP und die BAGAP appellieren daher an die beteiligten 
Ministerien, das Anerkennungsverfahren mit in die Zentralisierungsbestrebungen einzubinden.  
 
 
  

https://www.bloomberg.com/news/articles/2022-10-04/nursing-shortage-sparks-bidding-war-as-countries-vie-for-talent
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Bewertung der einzelnen Eckpunkte 

 
Aus unserer Sicht ist die geplante WSA, sollte sie die benannten Prozesse auf einer 
Plattform bündeln und vom Nutzer her konzipiert werden, ein Meilenstein für die 
Zuwanderung nach Deutschland. Eine solche WSA wäre eine echte Erleichterung für die 
Menschen, die wir dringend für den deutschen Arbeitsmarkt benötigen. Nicht ganz ersichtlich 
wird, weshalb die Bundesagentur für Arbeit (BA) ausgewählt wurde als Institution, an der die 
WSA angedockt werden soll. Aus Sicht des AGVP und der BAGAP wäre eine unabhängige 
Stelle auf Bundesebene deutlich sinnvoller. Sollte dies nicht möglich sein, muss klar werden, 
dass die WSA von den ureigensten Tätigkeiten der BA abgekoppelt ist und autark agiert.   
 
Bereits im Januar 2024 hatten wir das sogenannte „One-klick-Verfahren“, also ein einfacher 
Einwanderungsprozess, bei der alle notwendigen Genehmigungen in einem Schritt beantragt 
werden können, vorgeschlagen. Ähnlich ist die WSA angedacht. Nur mittels Standardisierung 
werden wir in Deutschland zu echten beschleunigten Verfahren kommen. Ideal wäre, und so 
ist es nun in den Eckpunkten beschrieben, dass zuwanderungswillige Personen über die 
WSA nur einmal den Antrag stellen und die erforderlichen Nachweise hochladen. Der 
AGVP und die BAGAP schlagen vor, eine Plausibilitätsprüfung einzubauen, die bestätigt, dass 
alle erforderlichen Unterlagen vollständig hochgeladen wurden und damit den einzelnen 
Behörden zur Verfügung stehen werden.  
 
Zu begrüßen ist, dass die einzelnen behördlichen Schritte anschließend im Hintergrund 
automatisch ablaufen sollen. Als sinnvoll erachten die beiden Verbände, dass auch der 
Bearbeitungsstand für die antragstellende Person jederzeit ersichtlich sein soll. Damit 
wird transparent, an welcher Stelle der Antrag aktuell liegt und welche Behörde mit dem 
jeweiligen Schritt befasst ist. Das hätte zur Konsequenz, dass aufwendige Nachfragen zum 
aktuellen Stand der Bearbeitung wegfallen könnten und damit den zuständigen Behörden die 
Anfrageflut zum Bearbeitungsstand erspart werden könnte. 
Wird dann noch künstliche Intelligenz zur Prüfung der Unterlagen eingesetzt, wären die 
langen Verfahren deutlich verkürzt und die fehlenden Personalressourcen in den Behörden 
könnten damit ausgeglichen werden.  
 
Die vorgesehene Mehrsprachigkeit wird begrüßt. Wenn Deutschland ein modernes 
Einwanderungsland ist, müssen die Anträge auch in einer der Weltsprachen möglich werden. 
Die Übermittlung englischsprachiger Nachweise wird ebenfalls begrüßt und sollte möglich 
werden, um die Zuwanderung zu erleichtern und die Übersetzer in den Heimatländern zu 
entlasten. Teilweise warten Personen viele Monate auf die Übersetzung und Beglaubigung 
ihrer Unterlagen in die deutsche Sprache.  
 
Noch immer besteht das Problem in der Praxis, dass es Diskussionen um die zu erfüllenden 
Sprachkenntnisse bei der Visa-Beantragung gibt. Deshalb ist es wichtig, dass die 
Sprachanforderung für die Visumerteilung identisch ist mit der Sprachanforderung für 
die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis. Entsprechend müssen die 
Anwendungshinweise für das Auswärtige Amt angepasst werden, um eine einheitliche 
Entscheidungsgrundlage zu schaffen.      
 
Ein Arbeitgeberwechsel oder der Wechsel innerhalb einer Unternehmensgruppe zu 
einer anderen Betriebsstätte sind oft mit erneuter Beantragung eines Aufenthaltstitels oder 
der Anerkennung ausländischer Qualifikationen in der Pflege verbunden, wenn das 
Bundesland gewechselt wird. Schwierigkeiten und doppelte Aufwände gibt es insbesondere, 
wenn das Anerkennungsverfahren in einem Bundesland beantragt und gestartet ist, das 
Pflegepersonal dann aber das Bundesland wechselt, weil der Wechsel innerhalb der 
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Unternehmensgruppe erfolgt oder der Arbeitgeber gewechselt wird. In der Regel muss dann 
erneut das Anerkennungsverfahren bei der dann zuständigen Anerkennungsbehörde 
beantragt werden, was das erneute Versenden der zahlreichen Unterlagen und auch 
zusätzliche Gebühren bedeutet. Zudem verzögert sich die Anerkennung und damit die 
Ausstellung der Berufsausübungsurkunde häufig um viele Monate, da die bereits erfolgten 
Bewertungsschritte der anderen Anerkennungsbehörde nicht oder nur in sehr selten Fällen 
anerkannt werden. Zudem muss sich die antragstellende Person darum kümmern, dass die 
Unterlagen von der alten Anerkennungsbehörde zur neuen transferiert werden. Das ist absolut 
unverständlich, weshalb es bisher nicht gelungen ist, dass die Behörden über 
Bundeslandgrenzen hinweg miteinander kommunizieren. Umso wichtiger wäre die Funktion, 
dass bei Wechsel der Arbeitsstätte oder des Bundeslandes nicht erneut ein Antrag zur 
Anerkennung gestellt werden müsste, sondern dies bestenfalls mit einem Klick als 
Meldung im WSA-System kenntlich gemacht werden könnte.  
Auch ein unkomplizierter Eintrag einer neuen Betriebsstätte sollte möglich werden, ohne gleich 
eine neue Aufenthaltserlaubnis beantragen zu müssen. 
 
Die geplante Einbeziehung von Arbeitgebern, Vermittlungsunternehmen und 
bevollmächtigten Dritten begrüßen der AGVP und die BAGAP. Es gibt sowohl Arbeitgeber, 
die bereits heute dazu bevollmächtigt werden, die Antragsschritte im Namen der 
angeworbenen Arbeitnehmerin oder des angeworbenen Arbeitnehmers zu durchlaufen. 
Ebenso können Vermittlungsunternehmen dazu bevollmächtigt werden. Da bisher jedoch erst 
etwas mehr als 50 Vermittlungsunternehmen von mehreren Hunderten mit dem Gütesiegel 
Faire Pflege Deutschland zertifiziert wurden, warnt der AGVP davor, nur solchen zertifizierten 
Agenturen einen Zugang zu gewähren. Zumal Zertifizierungen für andere Branchen bisher 
nicht bekannt sind. Sinnvoller wäre deshalb die Registrierung der Vermittlungsagentur bei 
der WSA. Mit der dann vergebenen Registrierungsnummer könnte der Zugang zum WSA-
System erfolgen – unabhängig davon, ob das Gütesiegel vorliegt.  Ihnen sollte es auch 
zukünftig möglich sein, mit entsprechender Vollmacht die Prozesse durchführen zu können 
und damit die einwandernde Person entlasten zu können. Auch das Zurverfügungstellen 
arbeitgeber- oder arbeitnehmerrelevanter Informationen über die WSA begrüßen der 
AGVP und die BAGAP. Je besser alle Beteiligten eingebunden werden und von 
Mehrfachmeldungen entlastet werden, umso effizienter können die zuständigen Behörden 
entscheiden. In der Praxis kommt es auch immer wieder vor, dass Unterlagen, die bei der 
ausländischen Arbeitnehmerin/dem ausländischen Arbeitnehmer von einer Behörde 
angefordert werden und bspw. eine Bescheinigung des Arbeitgebers erfordern, nicht 
termingerecht an die Behörde übermittelt werden, weil die ausländische Arbeitnehmerin/der 
ausländische Arbeitnehmer das nicht rechtzeitig an den Arbeitgeber kommuniziert. Eine 
direkte Einholung beim Arbeitgeber wäre in dem Falle sinnvoll.  
 
Das Ansinnen, für einen möglichst langen Zeitraum die Aufenthaltsgenehmigung zu 
erteilen, begrüßen der AGVP und die BAGAP. Insbesondere für die Inanspruchnahme von 
Fördermitteln ist es wichtig, dass der erteilte Aufenthaltstitel über die gesamte Länge der 
geförderten Tätigkeiten geht. Ist das nicht der Fall, was leider immer noch recht häufig 
vorkommt, kann die Förderung nicht gewährt werden. Zudem ist es unverständlich, weshalb 
weiterhin die so deutliche Ungleichbehandlung zwischen reglementierten und nicht-
reglementierten Berufen vom Gesetzgeber fortgeführt wird. Nicht-reglementierte Berufe 
erhalten eine Aufenthaltserlaubnis für drei Jahre und Personen, die in reglementierten Berufen 
beschäftigt werden, nur für zwei Jahre. Es wäre wünschenswert, die Länge der 
Aufenthaltsdauer anzugleichen. 
 
Für Auszubildende, die ihre Ausbildung abgeschlossen haben, gibt es im aktuellen System 
eine große Herausforderung: sie dürfen solange nicht als ausgebildete Pflegefachfrau oder 
Pflegefachmann eingesetzt werden, solange nicht die Berufsausübungsurkunde ausgestellt 
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wurde. Zwischen erfolgreich abgelegter Prüfung und erteilter Berufsausübungsurkunde 
vergehen bis zu sechs Monate oder länger, weil die ausstellende Behörde oftmals personelle 
Engpässe als Grund für die verspätete Ausstellung angeben. Das Problem dabei ist, dass der 
Aufenthaltstitel mit erfolgreich abgelegter Prüfung entfällt und eine Umschreibung des 
Aufenthaltstitels notwendig wäre. Der neue Aufenthaltstitel kann jedoch erst ausgestellt 
werden, wenn die ausgestellte Berufsausübungsurkunde vorliegt. Ein Dilemma, für das es 
bisher keine Lösung gibt. Daher wären der AGVP und die BAGAP äußerst dankbar, wenn die 
Funktion eines Übergangsaufenthaltstitels für reglementierte Berufe möglich wird, bspw. 
indem mit erfolgreich abgelegter Prüfung eine Vorab-Berufsausübungsurkunde ausgegeben 
wird, die durch das Original dann ersetzt werden kann. Das würde bedeuten, dass die fertig 
ausgebildeten Pflegekräfte als solche rechtssicher eingesetzt werden könnten und selbst auch 
die Bleibesicherheit hätten, denn in der Zeit bis zur Erteilung des neuen Aufenthaltstitels dürfen 
die ausgebildeten Pflegekräfte nicht im Betrieb eingesetzt werden und sie könnten das Land 
nicht verlassen, weil sie keinen gültigen Aufenthaltstitel besitzen.   
 
Ideal wäre zudem, ein Onlinebezahlsystem zur Begleichung der Gebühren einzurichten. 
Dazu finden sich weder in den Eckpunkten, noch im begleitenden Papier mit den Optionen zur 
Ausgestaltung einer WSA Angaben. In Bayern ist es mittlerweile möglich, die Antragsgebühren 
unkompliziert online zu begleichen. Ein solches Vorgehen würden wir auch für die WSA 
begrüßen. Es wäre dann zu klären, ob ein Gesamtbetrag eingefordert wird mit der 
entsprechenden Aufschlüsselung der einzelnen Gebühren, was der AGVP und die BAGAP 
bevorzugen würde. Oder es besteht die Möglichkeit, dass die Behörden nach erfolgreicher 
Antragsbearbeitung und mit Übermittlung des Bescheids eine Rechnung stellen.   
 
Der AGVP und die BAGAP möchten davor waren, die WSA mit Inhalten und Funktionen 
zu überfrachten, die nicht unmittelbar zu den zentralisierten Prozessen gehören. 
Angedacht sind in den Eckpunkten auch Informationsangebote zur Vorbereitung und 
Integration auf die Tätigkeit in Deutschland zu platzieren. Dazu gibt es bereits Portale wie 
„make-it-in-germany“ sowie die Anerkennungshotline und die Beratungsstellen des IQ-
Netzwerkes. Der AGVP und die BAGAP sehen es daher nicht als sinnvoll an, diese 
Informationen auf der WSA-Plattform erneut aufzuführen. Sinnvoll wäre maximal eine 
Verlinkung der jeweiligen Portale und Informationsstellen. Die WSA sollte auf die 
Kernaufgaben konzentriert bleiben. 
 
Die Weiterentwicklung der bereits bestehenden Systeme zu einem passgenauen System bei 
der WSA sehen der AGVP und die BAGAP als äußerst sinnvoll an. Vor allem müssen die 
Schnittstellen zu den unterschiedlichen Systemen der Länder- und Bundesbehörden 
funktionieren. Das wird vermutlich die größte Herausforderung werden. Des Weiteren sollte 
das System möglichst einfach und auch für mobile Endgeräte konzipiert und damit auch 
einfach aus dem Ausland bedienbar sein. Insbesondere in den Drittstaaten wird viel mit dem 
Smartphone erledigt.  
 
Hilfreich wäre ein sogenannter Chatbot, der bei Fragen automatisiert antworten und die 
antragstellende Person durch den Prozess begleiten kann.  
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Zu den vorgeschlagenen Optionen der Ausgestaltung der Vernetzung 

 
Der AGVP und die BAGAP danken den beteiligten Ministerien für die vorgeschlagenen 
Optionen der Ausgestaltung und Vernetzung der beteiligten Behörden. Der entscheidende 
Punkt wäre festzulegen, welche Funktionen und Prozesse eine WSA zentralisieren und 
vereinen soll. Wünschenswert wäre die Zentralisierung aller Prozesse, die mit einer 
Erwerbstätigkeit, Ausbildungs- oder Studienaufnahme einhergehen. Dazu würde auch der 
Spurwechsel für Geflüchtete zählen, die z.B. mit einer abgeschlossenen Ausbildung ihren 
Aufenthaltstitel wechseln und damit eine Bleibeperspektive erhalten können.  
 
Aus der Bewertung der kurz beschriebenen und wenig erläuterten Optionen wäre mit Blick auf 
die Zielerreichung die Optionen 3 und 4 die besseren Varianten zur Gestaltung einer 
Vernetzung und eines Prozesses aus einem Guss. Sehr wahrscheinlich kommt es auf die 
Kooperationsfähigkeit der Länder an, insbesondere wenn es um die Anerkennung beruflicher 
Qualifikationen für die reglementierten Berufe und die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis geht. 
Zudem muss sichergestellt sein, dass das Bundesamt für Auswärtige Angelegenheiten (BfAA) 
personell so gestärkt ist, dass es mit der deutlichen Zunahme der Anträge umgehen könnte 
und die Verlagerung nicht zu deutlichen Verzögerungen führen würde. Sinnvoll wäre in dem 
Zusammenhang zu prüfen, inwiefern für die Bearbeitung Softwarelösungen und KI bei der 
Entscheidungsfindung unterstützen und bspw. die Plausibilitätsprüfung übernehmen können. 
Nur bei auftretenden Unstimmigkeiten müsste dann eine händische Überprüfung erfolgen.  
 
Option 1 lehnen der AGVP und die BAGAP ab, da die Ausländerbehörden mit 
Personalmangel zu kämpfen haben und die Bescheide teilweise sehr lange dauern, 
insbesondere bei Personen mit Fiktionsbescheinigungen, die es nicht schaffen, einen 
regulären Aufenthaltstitel zu erlangen und mit weiteren Fiktionsbescheinigungen „bei der 
Stange“ gehalten werden.  
Aus ähnlichem Grund wird auch die vorgeschlagene Option 2 abgelehnt.   


